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Mandantenbrief 06/2025 
 
Es ist nicht genug, zu wissen, man muss auch anwenden; 
es ist nicht genug, zu wollen, man muss auch tun. 
Johann Wolfgang von Goethe; 1749 – 1832, deutscher Dichter 
 

Was Sie interessieren kann:  

 

Arbeitsrecht  
Benachteiligung eines Arbeitnehmers durch 
Kurzarbeitsvereinbarung 

Die Einführung von Kurzarbeit bewirkt eine Herabsetzung der ar-

beitsvertraglich geschuldeten und betriebsüblichen Arbeitszeit, mit 

der eine proportionale Verkürzung der vertraglich geschuldeten Ar-

beitsvergütung einhergeht. Für die Dauer der Kurzarbeit wird die 

Vergütungspflicht des Arbeitgebers ganz oder teilweise ausgesetzt. 

Diese Veränderung greift in das grundsätzliche Prinzip ein, dass für 

geleistete Arbeit eine entsprechende Vergütung zu zahlen ist – ins-

besondere dann, wenn der Entgeltanspruch bereits unabhängig da-

von gekürzt werden soll, ob überhaupt Kurzarbeitergeld bewilligt 

wurde. 

Im Hinblick auf die existenzsichernde Funktion des Arbeitsentgelts 

geht es zu weit, wenn sich der Arbeitgeber vorbehält, die Arbeitszeit 

ohne Einhaltung einer Ankündigungsfrist „wöchentlich anzupassen“ 

sowie die Kurzarbeit „sofort“ abzubrechen und den Arbeitnehmer 

„jederzeit zur Wiederaufnahme der vollen Tätigkeit zurückrufen“ zu 

können. 

Ferner müssen Regelungen zur Einführung von Kurzarbeit in Allge-

meinen Geschäftsbedingungen deren voraussichtliches Enddatum 

nennen. 

 

 
 



 

 

Familienrecht/Erbrecht 

Unterschiedliche Sterbetafeln nach Ge-

schlecht für die Erbschaft- und Schenkung-

steuer verfassungsgemäß 

Der Bundesfinanzhof (BFH) hat am 20.11.2024 entschieden, 

dass die Nutzung geschlechtsspezifischer Sterbetafeln zur Be-

wertung lebenslänglicher Nutzungen und Leistungen als 

Grundlage für die Berechnung der Erbschaft- und Schenkung-

steuer verfassungsrechtlich zulässig ist. In den zugrunde lie-

genden Fällen hatten die Kläger Anteile an einer GmbH vom 

Vater erhalten, der sich ein lebenslanges Nießbrauchsrecht 

vorbehielt. Das Finanzamt minderte die Schenkungssteuer ent-

sprechend dem Kapitalwert dieses Nießbrauchs, der auf Basis 

der Lebenserwartung des Vaters mit einem geschlechtsspezifi-

schen Vervielfältiger berechnet wurde. 

 

Die Kläger sahen das Diskriminierungsverbot verletzt. Der BFH 

wies ihre Revision jedoch zurück. Die differenzierte Bewertung 

sei sachlich gerechtfertigt, sie ermögliche eine realitätsnahe Er-

fassung der tatsächlichen Nutzungen und Leistungen und der 

Steuerbelastung. Die geschlechtsspezifischen Unterschiede in 

der Lebenserwartung rechtfertigten die Anwendung unter-

schiedlicher Vervielfältiger. Darüber hinaus betreffe die Anwen-

dung des Vervielfältigers die im Vergleich zur Klägerin statis-

tisch kürzere Lebenserwartung des Vaters, sodass der Verviel-

fältiger geringer sei als er bei einer weiblichen Erblasserin sei. 

Die Klägerin erleide durch die Nutzung der Sterbetafel für Män-

ner in Bezug auf den Erblasser keine Nachteile. 

 

Die Entscheidung betraf die Rechtslage im Jahr 2014. Auswir-

kungen des neuen Selbstbestimmungsgesetzes vom 

1.11.2024 wurden nicht beurteilt. 

 



 

 

Sonstiges 
Bestandsschutz greift nur bei Erhaltungsmaßnah-

men 

Bestandsschutz berechtigt grundsätzlich (nur) dazu, eine rechtmäßig 

errichtete bauliche Anlage in ihrem Bestand zu erhalten und sie wie 

bisher zu nutzen. In gewissem Umfang können auch die zur Erhal-

tung und zeitgemäßen Nutzung der baulichen Anlage notwendigen 

Maßnahmen zulässig sein, wenn sie den bisherigen Zustand im We-

sentlichen unverändert lassen. Nicht mehr vom Bestandsschutz ge-

deckt sind jedoch bauliche Veränderungen, die einer Neuerrichtung 

gleichkommen. Entscheidend ist, dass das ursprüngliche Gebäude 

weiterhin erkennbar die Hauptsache bleibt. 

 

Der Bestandsschutz entfällt z.B., wenn große Teile der tragenden 

Struktur verändert werden, eine statische Neuberechnung notwen-

dig ist, der Aufwand den eines Neubaus erreicht bzw. übersteigt o-

der das Gebäude wesentlich erweitert oder neu aufgebaut wird. In 

solchen Fällen liegt keine bloße Instandsetzung mehr vor und der Be-

standsschutz erlischt. 


